
Dies gilt auch im Fall b), soweit die Mitarbeiter für 
ihren Dienstleistungsbetrieb tätig werden. Hinsichtlich 
anderer Betriebe, die der Annahmestelle angeschlossen 
sind, besteht die Möglichkeit, daß der die Annahme­
stelle unterhaltende Betrieb Verträge mit den Bürgern 
abschließt und die anderen Betriebe zur Erfüllung die­
ser Verträge heranzieht (§ 82 Abs. 2 ZGB); in diesem 
Fall ist er alleiniger Vertragspartner. Es ist aber auch 
möglich, daß die Annahmestelle für die anderen Be­
triebe lediglich vermittelnd tätig wird und als deren 
Vertreter gemäß §§ 53 f£. ZGB fungiert. Dann kommt 
der Vertrag zwischen dem Bürger und dem jeweiligen 
Dienstleistungsbetrieb zustande.
Im Fall c) ist die Komplexannahmestelle nicht Betriebs­
teil eines der beteiligten Dienstleistungsbetriebe, son­
dern eine auf der Grundlage wirtschaftsrechtlicher Be­
ziehungen errichtete Einrichtung. Die Annahmestelle ist 
Vertreter aller angeschlossenen Dienstleistungsbetriebe 
(§§ 53 ff. ZGB) und schließt als solcher mit dem Bürger 
Verträge für den jeweiligen Dienstleistungsbetrieb ab. 
Somit kommt auch hier der Vertrag zwischen Dienst­
leistungsbetrieb und Bürger zustande.
Es wird also in den Fällen b) und c) stets festzustellen 
sein, welcher Dienstleistungsbetrieb Vertragspartner des 
Bürgers ist. Die Annahmestellen haben dies dem Bür­
ger eindeutig und klar mitzuteilen und im Vertrags­
dokument (wie z. B. Auftragskarten oder ähnliche Be­
lege) zum Ausdruck zu bringen. C. R.

*

Kann das Gericht nach § 342 Abs. 2 ZGB jestiegen, daß 
bei mehreren Schadensverursachern nur für einen des­
sen eigener Anteil bestimmt wird und die anderen als 
Gesamtschuldner verpflichtet sind, oder muß in diesem 
Fall die Höhe des eigenen Anteils für alle Schuldner 
bestimmt werden?
Das Anliegen der Bestimmungen des ZGB über den 
Schutz des Lebens, der Gesundheit und des Eigentums 
vor Schadenszufügung besteht darin, die Rechte des Ge­
schädigten zu schützen, erzieherisch auf den Schädiger 
einzuwirken und damit vorbeugend auf die Wahrung 
der Rechte der Bürger und Betriebe zu orientieren. 
Diesen konzeptionellen Gesichtspunkten trägt § 342 
Abs. 1 ZGB Rechnung, mit dem am bewährten Prinzip 
der gesamtschuldnerischen Verantwortlichkeit mehrerer 
Schadensverursacher festgehalten wird. Dadurch ist es 
dem Geschädigten möglich, sich an einen der Schuld­
ner — meist den leistungsstärksten — zu halten und von 
ihm die Wiedergutmachung des gesamten Schadens zu 
verlangen.
Von diesem Prinzip muß jedoch im Einzelfall abgegan­
gen werden können, und zwar insbesondere dann, wenn 
in einem Strafverfahren mit mehreren Straftätern in­
folge erheblicher Unterschiede in der Tatbeteiligung 
oder wegen des unterschiedlichen Grades des Verschul­
dens spezielle Maßnahmen — auch im Hinblick auf die 
Wiedergutmachungsverpflichtung — erforderlich sind.
§ 342 Abs. 2 ZGB räumt deshalb dem Gericht für Aus­
nahmefälle die Möglichkeit ein, jeden Schadensver­
ursacher nur in Höhe des eigenen Anteils zum Scha­
denersatz zu verpflichten. Das Gesetz verlangt jedoch 
nicht, daß in einem solchen Fall der Anteil für alle be­
teiligten Schadensverursacher einzeln zu bestimmen, die 
Gesamtschuldnerschaft also insgesamt aufzulösen ist. 
Das könnte sich bei einer Schadenszufügung durch eine 
größere Gruppe von Tätern zum Nachteil des Geschä­
digten auswirken, der seine Ersatzansprüche gegenüber 
mehreren Schuldnern durchsetzen müßte.
Es ist deshalb zulässig und ggf. im Interesse des Gläu­
bigers auch geboten, nur für einen der beteiligten Scha­
densverursacher den auf ihn entfallenden Teil der Wie­
dergutmachungsverpflichtung zu bestimmen und die

anderen Täter gesamtschuldnerisch verantwortlich zu 
machen. Auch in diesen Fällen entspricht eine differen­
zierte Anwendung der Maßnahmen der zivilrechtlichen 
Verantwortlichkeit dem Anliegen unserer sozialistischen 
Rechtsordnung und dem Sinn und Wortlaut des § 342 
Abs. 2 ZGB. C. R.

*

Kann auch bei verspäteter Einlegung des Einspruchs 
gegen die Entscheidung eines gesellschaftlichen Gerichts 
Befreiung von den Folgen der Fristversäumnis gewährt 
werden?
Die Befreiung von den Folgen einer Fristversäumnis 
gemäß § 70 ZPO ist auch dann zulässig, wenn unver­
schuldet die Frist versäumt wurde, in der der Einspruch 
gegen die Entscheidung einer Konflikt- oder Schieds­
kommission einzulegen war. Das ergibt sich sowohl aus 
§ 59 KKO als auch aus dem durch § 206 ZPO neugefaß­
ten § 57 Abs. 2 SchKO. Nach diesen Bestimmungen gel­
ten für das Verfahren vor dem Kreisgericht die Vor­
schriften der Zivilprozeßordnung. Da der Einspruch 
beim Kreisgericht in Form einer Klage einzulegen ist 
(§ 8 Abs. 1 Ziff. 1 ZPO), ist bei unverschuldeter Frist­
versäumnis auch die Vorschrift des § 70 ZPO anzuwen­
den. P. W.

*

Kann im Falle der Beendigung des Schöffeneinsatzes 
die erforderliche Unterschrift eines oder beider Schöf­
fen am Schluß der Urteilsgründe durch einen Vermerk 
des Vorsitzenden ersetzt werden?
Die Beendigung des Schöffeneinsatzes bei Gericht ist — 
entgegen der in NJ 1974 S. 623 auf der Grundlage des 
§ 4 Abs. 3 VereinfVO dargelegten Auffassung — für sich 
allein kein Grund, die Unterschrift eines Schöffen auf 
dem Urteil nach § 81 Abs. 3 Satz 4 ZPO durch einen 
entsprechenden Vermerk zu ersetzen. Eine Ersetzung 
der Unterschrift ist nur dann zulässig, wenn echte Hin­
derungsgründe (wie z. B. Erkrankung, Kur, Urlaubsreise 
des Schöffen oder sonstige Umstände) der Unterschrifts­
leistung entgegenstehen. In Ausnahmefällen, in denen 
die vorstehend genannten Hinderungsgründe bei beiden 
Schöffen vorliegen, kann auch die Unterschrift beider 
Schöffen ersetzt werden.
Der nach § 81 Abs. 3 ZPO auf dem Urteil anzubringende 
Vermerk könnte etwa folgenden Wortlaut haben:

„Der Schöffe..................................... /Richter................................
ist wegen ........................................................................................
an der Unterschriftsleistung gehindert.“

Ein solcher Vermerk ist im Fall der Verhinderung 
eines Schöffen vom Vorsitzenden, im Fall der Verhin­
derung des Vorsitzenden von einem Schöffen zu unter­
schreiben. G. K.

*

Muß ein Antrag auf Einleitung der Vollstreckung die 
gleichen Angaben enthalten, wie sie zwingend für den 
Inhalt einer Klage vorgeschrieben sind? Muß ein Voll­
streckungsantrag zurückgewiesen werden, wenn diese 
Angaben fehlen und auch nicht nachgereicht werden?

Die Vorschriften über den Inhalt der Klage, insbeson­
dere § 12 Abs. 1 ZPO, gelten n i c h t  für den Vollstrek- 
kungsantrag. Der Vollstreckungsantrag gemäß § 86 
Abs. 1 ZPO leitet kein selbständiges gerichtliches Ver­
fahren ein, denn die Vollstreckung ist die Weiterfüh­
rung eines Verfahrens nach der gerichtlichen Entschei­
dung (Urteil, Beschluß oder Einigung), wenn der daraus 
Verpflichtete seine Verpflichtung nicht erfüllt.
Der Inhalt des Vollstreckungsantrags wird durch § 91 
ZPO bestimmt. Danach muß die gerichtliche Entschei­
dung, aus der vollstreckt werden soll, genau bezeichnet
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